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Beſellenprüfungen finden in der Zeit vom 
J. bis 15. Januar, 1. bis 15. April. 1. bis 15. 
Juli und 1. bis 15. Oktober jeden Jahres ſtatt. 

Die infolge der Anmeldung bei dem Dor- 

ſitzenden des zuſtändigen Gefellenprüfungsausfduffes 
anberaumten Prüfungstermine ſind von dieſen 
bis ſpäteſtens 23. Dezember, 23 März, 23. Juni 
und 23. September dem betreffenden Abteilungs⸗ 
vorſitzenden der Handwerkskammer unter Angabe 
von Zeit und Ort einzureichen. Zulaſſungsge⸗ 
ſuche, welche nach dieſem Zeitpunkt eingehen, 
werden nicht berückſichtigt. 

| u Abfeilungsvorägende der Handwerkskammer 

| nd 

e 1. Photograph Heinrih Gerdom in Thorn 

(umfaſſend den Stadt- und Landkreis Thorn 

und die Landkreiſe Briefen, Strasburg und Löbau.) 

2. Friſeurmeiſter A. Sommerfeld in Graudenz 
(umfaſſend Stadt- und Landkreis Graudenz und 
die Landkreiſe Schwetz und Culm.) 

3. Fleiſckermeiſter W. Hoffmann in Marien- 
werder (umfaſſend die Landkreiſe Marienwerder, 
Roſenberg und Stuhm.) 

4. Sckloſſermeiſter R. Lange in Konitz (um⸗ 
faſſend die Landkreiſe Konitz, Schlochau und Tuchel.) 

5. Frileutmeiſter paul Podlaß in Flatow 
für die Abteilung Di. Krone (umfaſſend die 
Landkreiſe Dt. Krone und Flatow.) 


andwerkskammer zu Graudenz 
für den Regierungsbezirk Marienwerder. —ꝗ2˙˖ 


Graudenz, Sonnabend, den 3. Dezember. 
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Bei jeder Zwangsinnung beſteht ein Prüfungs- 
ausſchuß, bei einer freien Innung nur dann, 
wenn ſie zur Abnahme von Geſellenprüfungen 
durch die Handwerkskammer ermächtigt if. 

Wegen der Zuſtändigkeit der Prüfungsaus⸗ 
ſchüſſe wende man ſich in Zweifelsfällen geraden- 


wegs rechtzeitig an die Handwerkskammer, welche 


auch in allen anderen Prüfungsangelegenheiten 
jederzeit bereitwilligſt Auskunft gibt. Dies gilt 
insbefondere für Lehriinge (bezw. deren geſetz⸗ 
licher Vertreter) von Nichtinnungs mitgliedern. 


Die Handwerkskammer zu Graudenz. 


Beltellung 
des welipreußifhen Handwerks. 
Sämtliche Bezieher des weſtpreußi⸗ 
ſchen Handwerks, auch die in Graudenz 
wohnhaften, wollen in Zukunft das Blatt 
nur unmittelbar bei ihrer Poſtanſtalt 
beſtellen. 


Wirtſchaftsblatt für Heer und Marine 


Herausgegeben vom Bekleidungs⸗Beſchaffungsamt 
im Auftrage des Königlich Preußiſchen Kriegsminiſters. 
Schriftleitung und Geſchäftsſtelle: Berlin S. W. 11, 
Askaniſcher Platz 4. Fernſprecher: Lützow 2087, 2187, 2188. 
Bezugspreis 3 Mark für das Vierteljahr. Erſcheint in 
zwangloſer Folge. 
Bezahlte Anzeigen werden für das „Wirtſchaftsblatt für 
Heer und Marine“ nicht angenommen. 


Seite 144. 


Der Staats bedarf. 


Zentralorgan für ſtaatliche und kommunale Wirtſchafts⸗ 
politik und für das geſamte Lieferungsweſen. 
Bezugspreis für die wöchentlich einmal mit dem Datum 
vom Sonnabend erſcheinende Zeitſchrift, Der Staatsbedarf' 
beträgt 2 Mark für das Vierteljahr, bei Bezug durch 

die Poſt zuzüglich Beſtellgebühr 
Anzeigenpreis pro Millimeter 25 Pf., Reklamezeilen pro 
Millimeter Höhe in einer Breite von 93 Millimeter 1 M. 
Bei größeren Aufträgen werden die tarifmäßigen 
Rabatte gewährt. 

Druck und Verlag: Auguſt Scherl, G. m. b. H., 
Berlin S. W. 68, Zimmerſtraße 36—41. 
Geſchäftsſtellen in Bremen, Breslau, Dresden, Elberfeld, 
Frankfurt a. M., Halle a. S., Hamburg, Hannover, Kaſſel, 
Köln, Leipzig, Magdeburg, München, Nürnberg, Stuttgart. 

Die beiden Zeitſchriften bringen eine erſchöpfende 
Ueberſicht über das geſamte Lieferungsweſen. Jedem, 
welcher Heereslieferungen oder öffentliche Arbeiten hat 
oder ſich an ſolchen beteiligen will, wird der Bezug der 
Zeitſchriften empfohlen. 


Arbeitsnackweis. 


Bei der Geſchäftsſtelle der Handwerkskammer 
befteht ein Arbeitsnackweis, welcher Stellen aller 
Art des Gewerbes vermittelt. Insbelondere 
Handwerksmeiſter, welche ihren Betrieb ſchließen 
und ihre Lehrlinge und Geſellen anderweit unter- 
bringen wollen, werden erſuchf dem Arbeits- 
nachweis der Geſchäftsſtelle Mitteilung zu macken. 
Dieſer wied in der Cage fein, Stellen für die 
Beſellen und Lehrlinge zu vermitteln. 


Befreiung vom Fortbildungsſchulbeſuche. 


Seit Ausbruch des Krieges haben Gewerbetreibende 
in zahlreichen Fällen die Befreiung ihrer jugendlichen 
Arbeiter vom Beſuche der Pflichtfortbildungsſchule be— 
antragt. Die bei Erledigung dieſer Anträge hervorgetre— 
tenen Zweifel beſtimmen mich, im Einvernehmen mit dem 
Herrn Kriegsminiſter für ihre Bearbeitung die folgenden 
von den bisher ergangenen Erlaſſen in einzelnen Punkten 
abweichenden Vorſchriften zu treffen. 

1. Grundſätzlich ift der Fortbildungsſchulbeſuch nach 
Möglichkeit aufrecht zu erhalten; müſſen wegen Lehrer⸗ 
mangels oder wegen anderweiter Inanſpruchnahme der 
Schulräume Klaſſen geſchloſſen werden, ſo iſt damit bei 
den älteſten Jahrgängen zu beginnen. Nach Möglichkeit 
iſt die durch Ausfall des Unterrichts frei werdende Zeit 
für militäriſche Jugendübungen zu verwenden. Werden 
dieſe durch den Schulvorſtand mit ihrer Genehmigung auf 
den Lehrplan geſetzt, ſo ſind die Schüler zur Teilnahme 
verpflichtet (vergl. Entſcheidung des Kammergerichts vom 
20. Juli d. Js., H. M. Bl. S. 207). 

Im übrigen findet die Durchführung der Fortbil⸗ 
dungsſchulpflicht ihre Grenze in den Bedürfniſſen der 
Heeresverwaltung und in der Rückſicht auf die Aufrecht⸗ 
erhaltung des geſchäftlichen Lebens in Handel und Ge⸗ 
werbe. Dabei muß das Erfordernis, der Heeresarbeit 
Kräfte in möglichſt großer Zahl zuzuführen, allen anderen 
Rückſichten vorgehen. Werden alſo jugendliche Arbeiter 
zur Herſtellung von Heeres- oder Marinebedarf irgend— 
welcher Art gebraucht, und werden fie — was jedesmal 
genau feſtzuſtellen ift — durch die Lage der Unterrichts⸗ 
ſtunden der gewerblichen Arbeit entzogen, ſo ſind ſie ſo 
lange vom Schulbeſuche zu befreien, wie dieſe Voraus⸗ 
ſetzungen vorliegen. Jugendliche Arbeiter, die nicht für 
Hereslieferungen verwandt werden, ſind von der Pflicht 
zum Fortbildungsſchulbeſuche nur dann zu befreien, wenn 
ſonſt die Aufrechterhaltung des Betriebs in Frage geſtellt 
wäre; daß dem Unternehmer aus dem Schulbeſuch Unbe⸗ 
quemlichkeiten erwachſen, genügt nicht. Auch hier wird 
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aber eine Befreiung von der Teilnahme an den außerhalb 
der gewöhnlichen Arbeitszeit liegenden militäriſchen Ue⸗ 
bungen nicht einzutreten brauchen. 


y 2. Die Entſcheidung über die Befreiungsgeſuche trifft 
in erſter Inſtanz der Schulvorſtand. Zu deſſen Bera⸗ 
tungen iſt, ſoweit es ſich um Entſcheidungen über Befrei⸗ 
ungsgeſuche handelt, die mit Heereslieferungen begründet 
jind, ein Offizier mit vollem Stimmrechte zuzuziehen, den 
die Militärbehörde namhaft machen wird. Zur Vorbe⸗ 
reitung dieſer Maßregel wollen Sie dem ſtellvertreten⸗ 
den Generalkommando ein Verzeichnis der Pflichtfort⸗ 
bildungsſchulen Ihres Bezirkes überſenden. 

3. In zweiter Inſtanz ſteht die Entſcheidung den 
Herren Regierungspräſidenten, in Berlin dem Oberpräſi⸗ 
denten, zu. Auch hier wird die Militärbehörde einen Offi⸗ 
zier bezeichnen, mit dem der Referent ſich unter Mittei⸗ 
lung der Akten ins Benehmen zu ſetzen hat, bevor er den 
Entwurf einer Entſcheidung Ihnen vorlegt. Das von dem 
Offizier abgegebene Gutachten iſt den Akten beizufügen. 

Sie wollen die Schulvorſtände ſchleunigſt mit entſpre⸗ 
chender Anweiſung verſehen. 

Berlin W. 9, den 25. September 1915. 

Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Dr. Sydow. 


Crlaß betreffend Petroleumerſatzmittel. 


Die hier eingeleiteten Verhandlungen zur Beſchaffung 
von Erſatzmitteln für Petroleum haben ergeben, daß Kar- 
bid im kommenden Winter für Beleuchtungszwecke nur in 
mäßigen Mengen der Bevölkerung zur Verfügung ſtehen 
wird, da die inländiſchen und diejenigen ausländiſchen 
Karbidfabriken, welche für die Einfuhr in Frage kommen, 
vertraglich gebunden ſind, das Karbid zum größten Teile 
zwecks Verwendung zu Stickſtoffprodukten zu liefern. Die 
Stickſtoffherſtellung durch ſtärkere Heranziehung des Kar⸗ 
bids zur Azetylenbeleuchtung zu beeinträchtigen, hat Be: 
denken. Ueberdies find mit der Azetylen⸗Kleinbeleuchtung 
(Tiſchlampen) bei nicht ſorgfältiger Ausführung oder un⸗ 
zweckmäßiger Behandlung der Lampen eine Reihe von 
Mängeln, ja ſogar Gefahren verbunden, ſodaß auch aus 
dieſem Grunde von einer behördlichen Förderung dieſer 
Beleuchtungsart abgeſehen werden muß. Azetylenlicht 
eignet ſich vorzugsweiſe für Außenbeleuchtung (Stall-, 
Wagenlaternen), wo die Mängel nicht jo ſehr Hervor- 
treten. Für Innenbeleuchtung ſollte namentlich von der 
wohlhabenden Bevölkerung im kommenden Winter zum 
Erſatze des Petroleums, das vorzugsweiſe den gemerb- 
lichen und ärmeren Kreiſen überlaſſen werden ſollte. 
Spiritusglühlicht verwendet werden; es ift deshalb da- 
für geſorgt, daß ſowohl Spiritus als auch geeignete Gpiri- 
tusbrenner (ohne Verwendung von Kupfer und Meſſing) 
zum Auswechſeln gegen Petroleumbrenner zu Beginn des 
Winters vohanden ſein werden. 

Den Vertrieb dieſer Spiritusbrenner hat eine unter 
Mitwirkung und Aufſicht der oberſten Reichs- und Staats- 
behörden gebildete Vertriebsgeſellſchaft, die Spiritus⸗ 
Glühlicht⸗Kriegsgeſellſchaft mit beſchränkter Haftung zu 
Berlin, Leipzigerſtraße 2, übernommen. Die Brenner 
ſollen an die Bevölkerung zum Preiſe von 4 M. (ohne Zu⸗ 
behörteile, wie Glühſtrumpf, Zylinder, Füllkännchen, Füll⸗ 
ſtück, deren Beſchaffung etwa noch 1.25 M. Koſten ver⸗ 
urſacht) abgegeben werden. Den Kommunen wird nahe- 
gelegt werden, Sammelaufträge entgegenzunehmen, und 
den Unterſchied zwiſchen dem ihnen in Rechnung geſtellten 
Preis (3 M.) für die Brenner und dem Einheits⸗Ver⸗ 
kaufspreis von 4 M. zu ſozialen Maßnahmen (koſtenloſe 
und billigere Abgabe an Minderbemittelte oder Amorti⸗ 
ſation durch geringe monatliche Teilzahlungen) zu ver- 
wenden. . 

Es wird ſich empfehlen, die Lampengeſchäfte des Be⸗ 
zirks ſchon jetzt auf die Sachlage hinzuweiſen. 


Berlin, den 1. September 1915. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
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Handwerker! für die Hypotheken durch die daraus zu erzielenden Ein- 


Vereinigt Euch zu Genoſſenſchaften! Denkt daran, 
daß vereint auch die Schwachen mächtig werden! 

Am Montag, den 29. d. Mts., haben die Graudenzer 
Schloſſer eine Genoſſenſchaft gegründet unter der Firma: 
„Graudenzer Schloſſer Ein- und Verkaufsgenoſſenſchaft“ 
mit dem Sitze in Graudenz. Gegenſtand des Unternehmens 
iſt der Einkauf der Rohſtoffe und der Verkauf von aller 
Art Materialien des Gewerbes. 


Grunäſtücksbeleinungen 


uuler beſonderer Berückſichtigung der Bedürfniſſe des 
Handwerks. 
Referat der Handwerkskammer München auf der 
Konferenz der ſüddeutſchen Handwerkskammern 
zu Baden-Baden am 22. Juli 1915. 

(Fortſetzung.) 

Für die Honorierung könnte entweder die Vergütung 
nach Zeit (pro Stunde etwa 5 bis 6 M.) oder eine feſte 
Taxe nach der Höhe der Schätzungsſumme oder je nach 
Lage der Sache beides ſeſtgeſetzt werden. 

2. Grenzen für die Belehnung. 

Für die Hypothekenbanken iſt bekanntlich, wie ſchon 
erwähnt, die Höhe der Belehnung mit 50 Prozent des 
Wertes feſtgeſetzt, für Ausnahmefälle mit 60 Prozent. 
Eine Aenderung dieſer Beſtimmung, dieſe Grenze nach 
oben zu verſchieben, dürfte ausſichtslos und wie nachge— 
wieſen wird, auch kaum erwünſcht ſein. 

Die Pfandbriefe der Hypothekenbanken, deren Wert 
in der ſicheren Anlage der Gelder begründet iſt, bilden 
der Hauptſache nach die Kapitalien der kleineren Sparer. 
Hierfür muß eine außer allem Zweifel ſtehende Sicher— 
heit gegeben ſein, und dieſe iſt bei einer Belehnung des 
wahren Wertes bis zu 50 bezw. 60 Prozent vorhanden. 
Darüber hinaus können unvorhergeſehene Ereigniſſe und 
Zufälligkeiten diefe Sicherheit hier und da mehr oder ſös⸗ 
niger beeinfluſſen. 

Iſt der wahre Wert eines Objektes indeſſen gewiſſen— 
haft ermittelt, ſo kann ohne weiteres angenommen wer— 
den, daß auch eine Belehnung bis zu 75 bezw. ſogar 80 
Prozent nicht gefährdet iſt, gegebenenfalls höchſtens einige 
Unbequemlichkeiten mit ſich bringt, für den Eigentümer 
ſowohl, wie für den Hypothekenbeſitzer. Eine Belehnung 
über 80 Prozent des wahren Wertes iſt unter allen Um⸗ 
ſtänden zu verwerfen. Wer ſein Anweſen bis zum vollen 
Werte oder nahezu zum vollen Werte verſchuldet, wird 
faſt nie in der Lage ſein, es lange zu halten und ſchadet 
damit ſich ſelbſt und ſeinen Gläubigern. 

3. Die ſog. zweiten Hypotheken. 

Die Beſchaffung von Hypotheken an zweiter oder 
dritter Stelle iſt zu einer wahren Kalamität geworden, 
und eine ganze Anzahl von Vorſchlägen iſt ſchon gemacht, 
dieſe Frage zu löſen, auch praktiſche Verſuche, meiſtens 
von Haus- und Grundbeſitzervereinen, liegen ſchon vor. 
Befriedigende Reſultate aber wurden bisher nicht erzielt 
und können unter den gegenwärtigen Verhältniſſen auch 
nicht erzielt werden. Die Gründe dafür find ſchon oben 
erwähnt. Zumeiſt iſt ſchon eine auf Grund genauer ſach— 
verſtändiger Prüfung ſich ergebende zu hohe Belaſtung 
vorhanden, ſo daß für weitere Schulden keine ausrei— 
chende Sicherheit ſich ergibt. Zahllos ſind auch die Fälle, 
daß Geldgeber ohne weitere Erkundigungen auf zweiter 
Stelle Darlehen hergegeben haben im Vertrauen auf die 
allgemeine Anſchauung, daß durch die erſte Hypothek das 
Anweſen nur zur Hälfte des Wertes belaſtet ſei. Die 
Irrigkeit dieſer Anſicht habe ich oben ſchon ausgeführt. 

Noch eine andere Seite aber, die zur Vorſicht mahnt, 
iſt vorhanden, und dies iſt die ſachgemäße Inſtandhaltung 
des beliehenen oder zu belehnenden Objektes. 

Wie alles auf der Welt dem Vergehen und der Ab— 
nutzung ausgeſetzt iſt und damit wertloſer wird, ſo auch 
mit den Häuſern. Der ewig vorhandene Grund und Bo⸗ 
den, der keiner Abnützung unterliegt, verliert ſeinen Wert 
nicht; der Wert desſelben ſteigt oder fällt lediglich unter 
dem Einfluſſe wirtſchaftlicher Verhältniſſe, ein Haus 
aber wird mit, der Zeit alt und ſchwach und muß ſchließ⸗ 


nahmen für die Verzinſung hauptſächlich in Betracht 
kommt, nach und nach immer geringer wird. Es muß 
alſo unbedingt bei der Wertermittelung, namentlich bei 
Hergabe zweiter Hypotheken auch auf das Alter des Ob⸗ 
jektes, ſoweit es ſich um Gebäude handelt, dann auf die 
Vorſorgen, die getroffen werden, durch rechtzeitige Vor⸗ 
nahme von Reparaturen, welche notwendig ſind, die Le— 
bensdauer und Benutzbarkeit des Hauſes zu erhalten 
und zu verlängern, geachtet und dieſe mit in Rechnung 
gezogen werden Strenge Regeln gibt es in dieſer Be⸗ 
ziehung nicht, auch keine verläſſigen Normen, ein beſtim⸗ 
tes, erreichbares Alter den Berechnungen zugrunde zu 
legen Hierüber ſich ein Urteil zu bilden, iſt Sache des er— 
jahrenen, gewiſſenhaften Schäßers ; es ergibt fih aus dem 
Geſagten indeſſen die Notwendigkeit, bei Hergabe einer 
zweiten Hypothek eine neuerliche, gewiſſenhafte Schät⸗ 
zung vornehmen zu laſſen. 
4. Verzinſung und Amortiſation. 

Die Höhe der Verzinſung richtet ſich neben der Sicher— 
heit des Kapitals je nach den allgemeinen wirtſchaftlichen 
Verhältniſſen, und können hierfür keine Regeln aufge⸗ 
ſtellt oder feſte Ziffern zugrunde gelegt werden. Von 
größter Wichtigkeit bei dieſer Frage iſt indeſſen die, ob 
Kapitalien mit etwas niederem Zinsfuß mit kürzerer oder 
längerer Kündigungsfriſt, oder ſolche mit höherem Zins⸗ 
fuß, der zugleich eine Quote für die allmähliche Rückzah⸗ 
lung enthält — ſog Amortiſationshypotheken — vorzu— 
ziehen ſeien. 

Als unter dem großen wirtlchaftlichen Aufſchwunge 
Deutſchlands in den letzten Jahrzehnten die Bautätigkeit 
gewaltig zunahm und namentlich die Spekulation ſich die- 
ſer Tätigkeit bemächtigte und nach und nach das Bauen 
den ſoliden Unternehmern unmöglich machte, handelte es 
ſich hauptſächlich darum, auf die neu erbauten Objekte 
möglichſt hohe und möglichſt niedrig verzinsliche Hypo⸗ 
theken an erſter Stelle aufzunehmen, um leichter verkau⸗ 
fen zu können. Die Banken kamen dieſen Wünſchen meiſt 
gerne entgegen und gaben oft erſtaunlich große Kapitalien 
zu verhältnismäßig niederem Zinsfuß — meiſtens 4 Pro⸗ 
zent — her, die in der Regel 10 Jahre lang unkündbar 
waren. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß bei dieſer beſcheide— 
nen Verzinſung eine höhere Rentabilität nachgewieſen 
werden konnte und dadurch ein leichterer Verkauf ſich 
ermöglichen ließ. In zehn Jahren wechſelte jo ein An- 
weſen oft häufig ſeinen Beſitzer, und nach Ablauf dieſer 
Zeit erlebte der momentane Eigentümer dann oft bittere 
Ueberraſchungen. 

Fortſetzung folgt. 


Etwas von der kürzlich gegründeten 
Baugewerbebank in Berlin. 


Wir brachten auf Seite 132 unſeres Blattes nähere 

Angaben über die Gründung einer deutſchen Baugewerbe— 
bank in Berlin. Wer den Artikel aufmerkſam geleſen hat, 
wird herausgefühlt haben, daß wir in dieſer ſogenannten 
Gewerbebank mit ihren idealen Zielen ſehr ſtarkes Miß⸗ 
trauen entgegengebracht haben. Wie recht wir damit ge— 
habt haben, beweiſt eine Mitteilung der Berliner Hand— 
werkskammer. Die Kammer ſchreibt: 
Das große Intereſſe, das wir ſchon ſeit dem vorigen Jahre 
der Frage des Wiederaufbaues Oſtpreußens entgegen- 
bringen und mit dem wir alle Vorgänge auf dieſem Ge— 
biete verfolgen, brachte es mit fih, daß wir auch diefe „ge⸗ 
meinnützige Vereinigung“ einer genauen Durchleuchtung 
und Prüfung auf Herz und Nieren unterzogen. 

Das Ergebnis unſerer Unterſuchungen möchten wir 
in Unterſtützung der edlen Abſicht der „gemeinnützigen 
Vereinigung“: 

„um dem ſpekulativen Bauunternehmertum und dem 

„Bauſchwindel, die ſelbſt vor der Ausbeutung Oft- 

„preußens nicht zurückſchrecken, entgegenzutreten, 

„ſowie in Anbetracht der guten Sache“ 


nicht in unſere Redaktionsmappe verſchließen, ſondern 
das Unſerige mit bei tragen zur Erreichung der von der 


„gemeinnützigen Vereinigung“ ſelbſt ſich geſtellten Muf- 
gabe: 
„dem ſpekulativen Ausbe . entgegenzuarbeiten 


„und den eingewur zelte n Be aſchwindel mit allen Mit⸗ 

„teln zu bekämpfen“. 
Und ſiehe da: „Es war Li — und immer „2 Mehr Licht! 

Wie eine Einſicht in das Genoſſe nfchafisr egiſter erje- 
hen 7 war dort die „ meinnützige Vereinigung“ am 
er 88 Gn. 687a ein- 
getragen, p n ießlic h 2 Vorſtandsmit⸗ 
gliedern und 3 5 gliedern aufgeführt und 
eci der Genoſſenſch⸗ ee ; 

„1. Die Uebernahme von Bauausführungen im ganzen 

She teilweiſe, auf eigene oder fremde Rechnung, 
2. Die Vergebung der übernommenen Bauausfüh⸗ 

rungen Lieferung an ihre Mitglieder, 
auf und die Abgabe von Rohmaterialien, 

währung von Krediten 

Die Einziehung geſchäftlicher Forderungen, 
Ausführung aller mit den vorſtehenden Unterneh⸗ 
mungen im Zuſammenhang ſtehenden Geſchäfte 
und die Beſchaffung der hierzu notwendigen 
Gelder.“ 


* 


Die weiteren Eintragungen beſagen: 
Geſchäftsanteil beträgt M. 300,—, 
die Haftſumme pro e „ 600. 
Zuläſſige Höchſtzahl für den einzelnen Genoſſen⸗ 


ſchafter: 200 Anteile. 

Eintrittsgeld: M. 10, —. 

Einzahlung beim Eintritt: M. 100,— pro Anteil. 

Zuzahlung: M. 25 monatlich. 

Ge egeichnete Anteile: 7 (ſage und fchreibe : ſieben — 
A läßt tief blicken und gibt Vermutungen den weiteſten 

elraum. (D. Schriftl.) 

Verteilung des Reingewinns: ein Zehntel Reſerve⸗ 
fond —5 Prozent Dividende — vom verbleibenden Reſt: 
vier Zehntel Tantieme für den Vorſtand — drei Zehntel 
zur Bildung eines Fonds zur Wohlfahrtspflege erblinde— 
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ter Kriegsinvalider — drei Zehntel zur Verfügung der 
Generalperſammlung. 
Bekanntmachungen ergehen unter der Firma der Sr 


noſſenſchaft, gezeichnet von mindeſtens 2 Vorſtandsmi 
gliedern oder einem Vorſtandsmitglied oder einem Der. 
treter im Deutſchen R sanzeiger. 

Die Willenserklärungen und Zeichnungen für die Ge- 
noſſenſch aft müſſen durch 2 Vorſtandsmitglieder oder 
h ein Vorſtandsmitglied und einen Vertreter erfolgen. 

Die Zeichnung geſchieht in der Weiſe, daß die Zeichnenden 
zu d der Firma der Genoſſenſchaft ihre Namensunterſchrift 
hinzufügen.“ 

Statut: vom 26. Auguſt 1915. 

Immer eingedenk des Bibelwortes: „Unſer Wiſſen 

iſt 5 „drängte es uns, „ohne jede Vorausſetzung 
die Wahrheit, nichts als die Wahrheit zu ſuchen“. Und da 
ergaben ſich dann einige höchſt intereſſante Einblicke. 

So findet ſich das eine der beiden Vorſtands⸗ 
mitglieder (!!) unter genauer Angabe ſeiner Perſonalien 
verzeichnet nicht nur in einer amtlichen Liſte enthaltend: 

„Unternehmer und Firmen, welche ſich in wirt⸗ 
ſchaftlicher, moraliſcher oder beruflicher Hinſicht als 
unzuverläſſig erwieſen haben, die aber gegenwärtig 
das Gewerbe als Bauunte rnehmer und Bauleiter 
oder einzelne Zweige des Baugewerbes nicht ſelbſt⸗ 
ſtändig ausüben“, 

ſondern auch in einer weiteren amtlichen Liſte enthaltend: 
„Firmen und Unternehmer, welche 

a) gemäß Ziffer 60 der Ausführungsanweiſung ! zur 

Reichsgewerbeordnung zur Einſtellung des Gewer⸗ 

bebetriebes aufgefordert ſind und dieſer Aufforde⸗ 

rung nachkommen oder nachzukommen vorgeben, 

b) ſich der drohenden Aufforderung dadurch entziehen, 

daß ſie entweder den Gewerbebetrieb von vorn⸗ 
herein, ſobald ſie von der Anſtellung polizeilicher 
Ermittelungen erfahren, einſtellen oder einzu⸗ 
ſtellen vorgeben oder aber ihren Wohnſitz ver⸗ 
legen“ 


Seite 146. Das weſtpreußiſche Handwerk. Nr. 35. 


— u — — -me — 


m — — = —— 


Ein anderer Genoſſe, Aufſichtsratsm itglied 
(!!) glänzt ebenfalls in einer dieſer wertvollen amtlichen 
Liſten, nämlich über ſolche 

„Unternehmer und Firmen, deren Geſchäftsbe⸗ 

trieb in bautechniſcher, wirtſchaftlicher oder mora- 

liſcher Hinſicht bereits zu Bedenken Anlaß gegeben 

hat, deren Bauausführungen daher beſonders ſtreng 

zu überwa 
und da es na ) 
allein fei, fo Tei 
Geſellſchaft. 


18 nicht gut iſt, daß der Mann 
tet 1 ſeine Ehefrau hierbei ehetreulich 


Das als Einleitung vorausgeſchicht — Fortſetzung 
folgt. E. 


Cine amtliche Fandelsftelte der deuffchen 
Handwerkskammern in Warſchau. 


Eine amtliche Handelsſtelle Deutſcher Handels⸗ 
kammern ißt in Warfchau mit dem Einverſtändnis des 
preußiſchen Miniſters für Handel und Gewerbe errichtet 
worden. Die Hanbelsitelle betrachtet es als Hauptar ufgabe 
der deutſchen Geſchäftswelt, behilflich zu ſein, die alten 
Beziehungen zum beſetzten Gebiet aufrecht zu erhalten 
und neue anzuknüpfen. Die Handelsſtelle führt drei 
Liſten und zwar: 1. eine Liſte deutſcher Firmen, die 
Waren nach Rußland verkaufen oder Außenſtände dort 
einziehen wollen (Liſte A), 2. eine Liſte deutſcher Agen 
die Waren aus Ru pland beziehen wollen (Liſte B), 3. eine 
Liſte von Firmen im beſetzten Gebiete, die mit de utſchen 
Firmen in Geſchäfts⸗Verbindr ung treten wollen (Liſte C) 
Auf fträge zur Einziehung von For rderungen ſind in allen 
Fällen an die Direktion zu richten. Firmen, we ihe i die Han- 
delsſtelle mit T Druckſachen (Preisl iſte, 29 aloge, $ Proſpekte) 
und anderem Werbematerial verſeheir wollen, können 
dieſe Sachen in 10 Stücken an die Amtliche Handelsſtelle 
Deutſcher Handelskammern in Bromberg, Neuer Markt 1 
zur Verteflung Tender. 


Herabſetzung der Cederpreife A 
Berlin, 25. November. Die jetzigen hohen Lederpreiſe 
bringen den Seberiabrikanten unverhältnismäßig hohe 
Gewinne ein. Die durch den Krieg bedingte Verteuerung 
der Lederproduktionskoſten beträgt hoch gerechnet etwa 
1,50 Mk. für das Pfund fertigen Leders. während es in 
Wirklichkeit 3 bis 4 Mk. teurer geworden iſt. Von ihrem 
Verdienſte müſſen zwar die Lederfabrikanten 70 Pf. für 
das Pfund als Wohlfahrtsſteuer an die Reichsmilitärkaſſe 
zahlen, die Erhebung des Betrages iſt indeſſen nur eine 
mittelbare Beſteuerung der Verbraucher. Der Kriegsaus⸗ 
ſchuß für Konſumenten⸗Intereſſen hat daher in einer Ein⸗ 
gabe an das Reichsamt des Innern eine kräftige Herab⸗ 
ſetzung der hohen Richtpreiſe für Leder und die Aufhe⸗ 
bung der Wohlfartsabgabe verlangt. Daraufhin iſt ihm 
von dem Reichsamt des Innern der Beſcheid zugegangen, 
daß die dazu notwendigen SOE bereits eingeleitet jind 
und in der Richtung der in dem Schreiben vorgebrachten 
Wünſche verfolgt en 


* 


Vergebung von Safflerarbeiten. 


Meldungen zur Uebernahme son Auf⸗ 
trägen perſönlich auf der Geſchäftsſtelle 
der Handwerkskammer, Markt 21, 2 Tr., 
in den Vormittagsſtunden von 9% bis 
11½ Uhr. 


Im Auftrage der Handwerkskammer 
Schriftleitung: Syndikus i. BV. W. Ollmann, Graudenz. 
Druck und Expedition: 
muchdruckerei Robert Geiſel, Graudenz. — Fernſprecher Nr. 748. 


